
Resolution Türkei
In  der  Türkei  fand  in  der  Nacht  vom  15.  zum  16.  Juli  ein  versuchter
Staatsstreich von Teilen des Militärs statt. Hierbei versuchte eine Minderheit
im Militär vor allem in Ankara und Istanbul zeitgleich zentrale Infrastruktur
einzunehmen.

Diese Ereignisse fanden nicht im luftleeren Raum und auch nicht spontan
statt.  Sie  sind  vielmehr  abzuleiten  aus  dem  zunehmend  autoritär-
reaktionären Kurs der AKP. Allein eine Auswahl an Ereignissen der letzten 12
Monate verdeutlicht dies. So kam es zu einer Ausweitung des Krieges gegen
die kurdische Bevölkerung, zur Aufhebung der parlamentarischen Immunität
von  demokratisch-legitimierten  Parlamentarier_Innen,  erzwungenen
Neuwahlen Erdoğans. Dazu kommen noch die steten Versuche Erdoğans ein
neues Präsidialsystem einzuführen, in dem sich weite Teile der Staatsmacht
in seinen Händen konzentrieren.

Hintergründe

Der Putschversuch zeigt, dass es der AKP trotz ihrer Regierungsausübung
seit 2002 nicht möglich war den Staatsapparat durch rein konstitutionelle
und legale Mittel zu säubern. Die Säuberungen des Militärs der letzten Jahre
mit ihrem bisherigen Höhepunkt 2011 reichten offenbar nicht aus um sich
einen gefügigen Staatsapparat zu schaffen. Das wird wohl erst jetzt durch die
großangelegten Säuberungen im Nachhinein des Putsches möglich, wobei es
zweifelhaft ist, ob die AKP ausreichend Ressourcen hat um den gesamten
Staatsapparat mit ihren Anhänger*innen zu besetzen, ohne auf verbündete,
nationalistisch-kemalistische  Teile  der  Intelligenz  und  Bourgeoisie
zurückzugreifen.  Der  Putschversuch  ist  ein  Anzeichen  der  zunehmenden
gegensätzlichen Interessen innerhalb der Bourgeoisie im Land selbst. Dies
kommt  nicht  aus  dem  Nichts,  denn  die  Türkei  ist  eine  einflussreiche
Regionalmacht  im  –  neben  dem  Pazifikraum  –  größten  Brandherd  des
momentanen Kampfes um die Neuaufteilung der Welt, dem Nahen Osten, als
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Ausdruck  der  konterrevolutionären  Zerschlagung  der  revolutionären
Bewegung des arabischen Frühlings. Hierbei offenbart sich der Kern der
Aggressivität des türkischen Staates gegenüber seiner inneren und äußeren
Feinden.
Die  zunehmende  Schwierigkeit  zwischen  den  unterschiedlichen
imperialistischen  Blöcken  zu  jonglieren  bei  gleichzeitig  massiver
Abhängigkeit.  Die  Türkei  hat  eine  jährliche  negative  Handelsbilanz  von
knapp über  50  Milliarden US-Dollar,  dabei  teilen  sich  die  in  die  Türkei
importierenden Staaten im Jahr 2015 ziemlich genau zwischen Nato (BRD
mit 10,3%, USA mit 5,4% und Italien mit 5,1%), sowie Russland und China
(9,9% bzw. 12%) auf. Im Zuge des Syrienkrieges schwächte sich dabei das
Verhältnis  zwischen  der  Türkei  und  Russland,  was  sich  bisher  „nur“  in
Einschränkungen der Reisefreiheit ausdrückte.
Durch die geostrategische Lage der Türkei zwischen Europa und dem Nahen
Osten  bietet  sich  die  Türkei  als  verlängerter  Arm  der  Festung  Europa
gegenüber allen vor Krieg und Krise fliehenden Menschen an. Vor allem zu
Deutschland verfestigt dies das gegenseitige Verhältnis. Zeitgleich nehmen
die  Forderungen  seitens  des  türkischen  Staates  gegenüber  NATO-
Mitgliedern stark zu, was bei Einzelnen die Forderung nach einem Rauswurf
der Türkei aus der NATO aufwarf, wenn auch nur als hohle Phrase.

Seit  dem  Putsch  erleben  wir  eine  recht  starke  außenpolitische
Umorientierung der Türkei. Auf der einen Seite wurden die Verbindungen zu
Israel stark verbessert, nachdem 2010 acht türkische Staatsbürger bei dem
Einsatz  der  israelischen Armee gegen die  Gaza Freedom Flotilla  getötet
wurden. Aber vor allem das Verhältnis zu Russland ist in ein neues Kapitel
eingetreten, das zeigt sich unter anderem auch an einer neuen Syrienpolitik
der Türkei.  Fraglich ist  hierbei,  natürlich ob die Türkei den Weg in den
russisch-chinesischen Block zu Ende gehen wird, oder auf halben Weg stehen
bleibt. Aber für Russland stellt die Türkei momentan den Schlüssel für die
Ausdehnung ihrer Interessenssphären dar.

Ende August nahm die türkische Außenpolitik eine weitere verschärfende
Wende. Mit der Operation „Schutzschild Euphrat“ leiteten die türkischen



Streitkräfte im Bündnis mit mehreren reaktionären Rebellenfraktionen eine
Invasion in Syrien ein. Unter dem Deckmantel Daesh zu bekämpfen und sich
gegen ihn militärisch verteidigen zu müssen, stellt dieser Schachzug eine
klare Eskalation gegen die kurdische Bewegung in Syrien dar. Die Türkei
möchte hierbei die Vereinigung der 3 kurdischen Kantone unter den Syrisch-
D e m o k r a t i s c h e n  K r ä f t e n  ( i n  d e n e n  d i e  k u r d i s c h e n
Selbstverteidigungseinheiten YPG die stärkste Fraktion bilden) verhindern.
Nach  anfänglichen  Gefechten  zwischen  ihnen  und  den  mit  der  Türkei
verbündeten Rebellenfraktionen, könnte die Vermittlung der USA, die sowohl
mit  den türkischen Invasoren,  als  auch mit  den kurdischen Kräften gute
Verbindungen unterhält, vorerst eine weitere Eskalation verhindern. Das Ziel
der Türkei ist hier einen von ihnen Streifen an der türkisch-syrischen Grenze
zu kontrollieren um auf der einen Seite einen Keil zwischen die Kantone
Kobanê und Afrîn zu schieben und auf der anderen Seite Flüchtlinge in diese
„Sicherheitszone“ rückführen zu können. Diese Aktion wurde nicht nur mit
den USA, aber der EU und Russland vorab koordiniert und unterstützt.

Dieses blinde Um-sich-Schlagen ist dabei vor allem dem Pulverfass – auf dem
die Türkei sitzt – geschuldet. Zunehmende offizielle Arbeitslosigkeit (von 8%
im  Sommer  2012  auf  10%  aktuell),  16,9%  unter  der  Armutsgrenze,
Importeinbrüche von 9,3% (2014 zu 2015), zunehmende Währungsabwertung
und Einbrüche ganzer Sektoren,  wie dem Tourismus.  All  dies zwingt die
Türkei  zu  massiven  ökonomischen  Angriffen,  diese  müssen  verschleiert
werden durch die lodernde Welle von Nationalismus, die grade über das
Land schwappt. Dass dies der AKP in der Bevölkerung eine immer größere
soziale Basis gibt, zeigt ihre Mobilisierungskraft über das Fernsehen gegen
die  Putschist_Innen,  wo  Zehntausende  gegen  Teile  des  Militärs  auf  die
Straße gingen, aber auch die Massenkundgebungen in den Wochen nach
dem  Putsch.  Diese  Grundlagen  schaffen  den  Nährboden  für  ein
bonapartistisches  Regime.  Dieses  nutzte  die  Gelegenheit  um  massive
Einschränkungen demokratischer  Rechte  und Säuberungen innerhalb  des
Staatsapparats  über  dreimonatige  Notstandsgesetze  durchzuführen.
Einschränkungen  der  Presse-,  Versammlungs-,  Organisierungs-  sowie
Reisefreiheit  sind  nur  einige  Folgen  dessen.



Welche Antwort?

Wenn wir uns die Parteienlandschaft in der Türkei ansehen existieren dort
ausschließlich  bürgerliche  Parteien,  dies  ist  die  Kernschwäche  des
türkischen Proletariats und der organisierten Linken. Auch die HDP ist zwar
keine  klassische  bürgerliche  Arbeiter_Innenpartei,  aber  durch  ihre
Verknüpfung  mit  der  kurdischen  Bewegung  und  der  Linken  steht  sie
außerhalb  der  „legalen“  Opposition.  Sie  stellt  einen  zentralen
Anknüpfungspunkt für viele Linke dar und muss in eine gemeinsame Front
gegen  das  AKP-Regime  integriert  werden  (wahrscheinlich  wäre  sie
diesbezüglich  auch  der  zentrale  Kristallisationspunkt).  Die  politische
Gewerkschaftslandschaft ist ebenfalls ein Ausdruck der Fragmentierung der
Klasse,  hierbei  sind  die  gelben  Gewerkschaften  oftmals  die  deutlich
mitgliedsstärkeren, während die linkeren Gewerkschaften häufig kaum 1%
der  betrieblich  Beschäftigten  organisieren  und  damit  nicht  einmal
verhandlungsfähig sind. In diesen vereinzelten Strukturen steckt somit nicht
der Keim zur Lösung dieser Probleme. Hierfür bedarf es sektorenumfassende
Industriegewerkschaften  in  denen  der  offene  politische  Kampf  um  die
Ausrichtung der Gewerkschaft geführt werden müsste.

Doch  was  wir  in  der  aktue l len  S i tuat ion  brauchen  i s t  d ie
Arbeiter_Inneneinheitsfront,  die  die  Rücknahme  der  momentanen
Notstandsgesetze  und  all  ihrer  Konsequenzen,  aber  auch  die  sofortige
Beendigung des Krieges gegen die Kurd_Innen – in der Türkei und in Syrien –
in  den  Mittelpunkt  stellt.  Das  Aufstellen  solcher  Forderungen  bei
gleichzeitigen  Massenmobilisierungen  und  Streikaktionen  bis  hin  zum
Generalstreik  gegen  den  Notstand  wirft  dabei  neben  der  Frage  der
Selbstverteidigung  auch  in  letzter  Instanz  die  des  Aufbaus  einer
Arbeiter_Innenpartei  und  deren  Programmatik  auf.  Dabei  müssen
Revolutionär_Innen für ein Programm von Übergangsforderungen kämpfen,
hin zur Machtübernahme innerhalb des Staates, die die einzige konsequente
Möglichkeit zur dauerhaften Verhinderung von Angriffen auf die Klasse und
Unterdrückten darstellt.

Doch die Frage der Einheitsfront stellt sich nicht allein in der Türkei, auch in



Österreich  und  Deutschland  kam  es  zu  einer  Reihe  von  türkisch-
nationalistischen  Demonstrationen,  die  eine  weitere  Polarisierung  nach
rechts  unter  türkischen  Nationalist_Innen  und  Grauen  Wölfen  bedeuten
kann.


